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Die Herausforderungen an den neuen Innenminister

Francisco Jiménez trat vor einigen Tagen sein neues Amt
als Innenminister in einem alles anderen als beneidenswerten
Kontext an. Neben der kein Ende nehmenden Gewalt sind neue
Formen von Kriminalität aufgekommen oder alte reaktiviert
worden. Zu den himmelschreiendsten Phänomenen gehört der
Terror, den die Jugendbanden verbreiten, die Tötung von
Busfahrern, die einen markanten sozialen und politischen Im-
pakt hatten, die Ermordung von Frauen, die Drohungen ge-
gen Justizbeamte, die meist einen völligen Stillstand der Straf-
verfahren zur Folge haben, die Entführungen und Erpressun-
gen, die Lynchjustiz, die aussergerichtlichen Ermordungen so-
wie die Morde "à la carte"  - eine Einkommensquelle für Voll-
zeit- oder Teilzeitmörder.

Logischerweise trägt diese Situation zu einer extremen
Angst in der Bevölkerung bei und zieht Einschränkungen von
Rechten und Freiheiten nach sich. Zum Teil werden diese Ein-
schränkungen von der Regierung angeordnet, wie kürzlich
der Notstand in San Juan Sacatepéquez, zum Teil sind sie das
Resultat von Aktivitäten von Kräften, die ausserhalb des Ein-
flusses der Regierung agieren.

Die Kriminalität ist derart angewachsen, dass die Bevöl-
kerung eigene Mittel entwickelt hat, sich dagegen zu wehren.
Ein Beispiel dafür sind die strengen Sicherheitsmassnahmen,
die gewisse soziale Schichten ergriffen haben und die von der
Blockade von Zufahrtsstrassen in Wohnquartiere bis zur ge-
fängnisähnlichen Einzäunung ihrer Wohnhäuser geht. Wer es
sich leisten kann, stellt einen privaten und teuren Sicherheits-
service an oder trägt gleich selber eine Waffe zur Selbstvertei-
digung, was wiederum zu einer Zunahme von Kleinwaffen in
Privathänden, illegalem Waffenhandel und Schwarzmarkt führt.

Im schlimmsten Fall und vor allem auf dem Land, greift
man zur Selbstjustiz oder organisiert Gruppen, die sich der
sozialen Säuberung verschreiben. Teilweise werden "neue
Formen" von Gerichts- und Strafverfahren eingeführt, die an
die Ausgangssperren aus den Zeiten erinnern, als es noch

keine verfassungsmässigen Garantien gab.
Es weht ein rauer Wind, der die Bevölkerung und die

staatlichen Institutionen noch mehr unter die Fuchtel und
den Einfluss einer kriminellen Ordnung bringen könnte.
Zusätzlich zu der "hausgemachten" Kriminalität kommen
die irregulären bewaffneten Gruppierungen aus Mexiko,
die nach Guatemala eindringen. Ihre Aufgabe ist der Schutz
der mexikanischen Drogenbosse und ihrer guatemalteki-
schen Verbündeten und bedeutet die schonungslose Eli-
minierung jeder Person, Gruppe oder Sache, welche die
Interessen ihrer Bosse bedrohen.

Der beschriebene Kontext und die kriminellen Phä-
nomene sind aber nichts Neues und nicht von heute auf
morgen entstanden. Obwohl Jiménez die Herausforderung
vor sich hat, diesem komplexen Szenario von Gewalt und
Kriminalität unter kritischen und prekären Bedingungen
zu begegnen, muss doch erwähnt werden, dass seine Aus-
gangslage besser ist als diejenige seines Vorgängers, Vini-
cio Gómez Ruiz.

Als Gómez im Januar 2008 sein Amt antrat, konnte er
weder mit Unterstützung innerhalb noch ausserhalb der
Regierung rechnen. Er konnte nicht einmal eigenmächtig
seine Equipe zusammenstellen und musste zeitweise ge-
gen den Strom schwimmen. Dies veränderte sich aber nach
und nach, und zum Zeitpunkt seines Todes hatte er zuneh-
mend das Vertrauen und die Anerkennung seiner Gegne-
rInnen gewonnen.

Der tragische und unerwartete Tod von Minister Gó-
mez Ruiz hat politische Folgen, die sich ausführlich zu ana-
lysieren lohnt. Dazu gehört:

- Gleichzeitig mit der Nachricht seines Todes wurde
die Unterstützung verschiedener sozialer Organisationen,

Der Tod des Innenministers Vinicio Gómez und seines Vizeministers Edgar Hernández bei einem Hubschrauberabsturz
Ende Juni in Purulhá, Baja Verapaz, sowie des Piloten und Copiloten (¡Fijáte! 413) führten in den folgenden Tagen nicht nur
zu ausserordentlich vielen Kondolenzbezeugungen und der unverhohlenen Anerkennung des Engagements des Ministers,
sondern auch zu der Notwendigkeit der Neubesetzung der Posten. Diesbezüglich äusserten zahlreiche SicherheitsexpertIn-
nen und -analystInnen ihre Anforderungen an das Profil der KandidatInnen, doch wurden auch Stimmen laut hinsichtlich
der Gefahr, dass bestimmte Gruppen ihren Einfluss auf die Wahl der neuen Führungsriege im Innenressort ausüben würden,
die sich von Anfang an gegen die Ernennung von Vinicio Gómez ausgesprochen hatten.

Im Folgenden veröffentlichen wir eine Analyse der Myrna Mack-Stiftung von der Situation, die sich dem Innenministe-
rium aktuell stellt, sowie einen Zusammenschnitt zweier Artikel aus der Nr. 1760 von Inforpress centroamericana, die sich
mit den neu gewählten Ressortleitern und ihren ersten Amtsaktionen beschäftigen.
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Gewerkschaften und Unternehmerver-
bände bekannt für die geplante techni-
sche und strukturelle Reorganisation im
Innenministerium. Es handelt sich dabei
um wichtige Prozesse, die in der tägli-
chen Dynamik von den wenigsten Bür-
gerInnen wahrgenommen wurden.

- Es gab innerhalb der Regierung
anfänglich eine beschränkte Sicht auf die
institutionelle Politik und die von Vini-
cio Gómez angetriebenen Prozesse. Es
scheint, als hätten der Präsident und
seine Kollaborateure die Wichtigkeit von
Minister Gómez' Arbeit erst aufgrund der
verschwenderisch publizierten Todes-
anzeigen und Nachrufe nach Gómez' Tod
entdeckt, die von UnternehmerInnen,
AkademikerInnen, Menschenrechtsor-
ganisationen etc. veröffentlicht wurden.
Dieser breite Fächer von sozialen Grup-
pierungen drückte nicht nur sein Beileid
aus, sondern bezeichnete den Tod des
Ministers als ein tragisches politisches
Ereignis und rühmte seine Erfolge.

- Auch die Nachrichtensendungen
waren grosszügig und stellten Sende-
zeit zur Verfügung, damit verschiedene
politische Akteure die Arbeit von Gó-
mez lobten. Dies diente nicht nur dazu,
die Verdienste des Ministers öffentlich
zu machen, sondern öffnete auch die
Möglichkeit, über die nötigen Kompe-
tenzen zu diskutieren, die einE Nachfol-
gerIn mitbringen sollte.

- Die anerkennenden Nachrufe
reichten fast zurück in die Amtsdauer
von Adela Camacho de Torrebiarte, In-
nenministerin während der letzten 9
Monate der vorherigen Regierung. Es
wurde klar, dass die Mehrheit der tech-
nischen und politischen Prozesse noch
unter Torrebiarte eingeleitet wurde und
von Gómez, ihrem ehemaligen Stellver-
treter, mit Geschick und Erfolg, weiter-
verfolgt wurden. Er handelte dabei pro-
fessionell, logisch, rational, verantwor-
tungsbewusst und seriös.

- Es scheint, dass die aktuelle Re-
gierung nicht begeistert davon ist, dass
die Anerkennungen auch Adela de Tor-
rebiarte mit einschliessen. Dies ist dort
augenfällig, wo die regierungsseitigen
Nachrufe den Beginn dieser Prozesse auf
den Antritt des Ministeramts durch Gó-
mez datieren. Dies ist eine kleinliche
Mentalität, die aber traditionell ist für die
parteipolitische Praxis. Doch auch wenn
die aktuelle Regierung knausrig ist in der
Anerkennung von Erfolgen der Vorgän-
gerregierung, ist es für das Land in die-
sem Fall wichtig, dass der begonnene

Prozess weitergeht - auch unter Gómez
Nachfolger.

- Dies war auch eine deutliche For-
derung der sozialen und politischen
Akteure. Sie forderten die Ernennung
einer zivilen Person, die ähnliche Über-
zeugungen und Ansichten wie der ver-
storbenen Minister mitbringen sollte.
Adela de Torrebiarte wurde als die per-
fekte Nachfolgerin gehandelt, die den
von ihr vor 15 Monaten initiierten Pro-
zess wieder aufnehmen könnte.

Adela de Torrebiarte wurde nicht
ernannt, obwohl sich die öffentliche
Meinung sehr für sie aussprach. Wich-
tig ist jedoch folgendes: Sowohl Torre-
biarte wie Gómez generierten Prozesse
und interne Richtlinien im Innenministe-
rium, die eine Art Wendepunkt darstel-
len. Wichtig ist ebenfalls, dass es sich
hierbei um Prozesse handelt, die eine
breite soziale und politische Unterstüt-
zung geniessen.

Mit dem Tod von Gómez wurden
diese Prozesse öffentlich und haben, mit
Unterstützung des Präsidenten, den
Charakter von Staatspolitik erhalten.
Hier einige Beispiele:

- Transformation, Restrukturie-
rung und Modernisierung des Innenmi-
nisteriums. Nennenswert ist der Aufbau
von Strukturen, die es erlauben, eine
Strategie in Sachen Sicherheitspolitik zu
entwickeln und durchzuziehen.

- Gründliche Säuberung der ver-
schiedenen Sektoren, so z.B. innerhalb
der Polizei. Ähnliche Säuberungspro-
zesse wurden auch innerhalb des Innen-
ministeriums selber, bei der Migrations-
behörde und im Gefängniswesen durch-
geführt.

- Transformation und Stärkung
derjenigen Strukturen, die für die Aus-
bildung und Professionalisierung des
Personals zuständig sind.

- Transformation und Stärkung im
Bereich der kriminalpolizeilichen Unter-
suchung. Dies soll die Grundlage für die
Arbeit der Staatsanwaltschaft bilden,
nicht zuletzt im Kampf gegen die Straf-
losigkeit.

- Konsolidierung des zivilen Ge-
heimdienstes, ebenfalls ein wichtiges
Instrument im Kampf gegen gemeine
Kriminalität und organisiertes Verbre-
chen.

Nun wurde Francisco Jiménez zum
neuen Innenminister ernannt. Er ist Po-
litikwissenschaftler und Philosoph und
arbeitete die letzten Jahre eng mit Gó-
mez zusammen, zuletzt als Chef des zivi-
len Geheimdienstes. Jiménez tritt ein Erbe
an, das momentan ein politisches Ge-
wicht grossen Ausmasses hat. Eine Her-
ausforderung und Verpflichtung, die er
mit Verantwortung zu tragen hat.

Es ist zu hoffen, dass der unabhän-
gige Berufsmann die Kapazität und das
Können hat, den Job auszuführen, die
Angriffe des organisierten Verbrechens
abzuwehren, eine Equipe zusammenzu-
stellen, die ihn unterstützt, und die an-
gefangenen Prozesse grosso modo wei-
terzuführen. Er sollte auch in der Lage
sein, offen genug zu sein, um seriöse
Vorschläge aus der Zivilgesellschaft auf-
zunehmen. Auch steht er vor der Her-
ausforderung, den Dialog mit der inter-
nationalen Gemeinschaft aufrecht zu er-
halten ebenso wie mit den sozialen Or-
ganisationen, die sich auf Sicherheits-
themen spezialisiert haben.

Francisco Jiménez und seine
Equipe dürfen nicht vergessen, dass
ausser den erwähnten technischen Pro-
zessen, die erst mittel- bis langfristig Ef-
fekte zeigen werden, eine aktuelle Sorge
und Angst der BürgerInnen um Sicher-
heit auf sie warten und dass sie kurzfri-
stig konkrete institutionelle Antworten
darauf bieten müssen.
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Abrupte Wechsel im Innenministerium
Der neue Innenminister:

Francisco Jiménez Irungaray
Fünf Tage nach der Tragödie, bei

der Innenminister Vinicio Gómez und
sein Stellvertreter Edgar Hernández so-
wie die zwei Piloten des verunglückten
Hubschraubers ums Leben kamen, gab
Präsident Álvaro Colom die Namen der-
jenigen bekannt, die die Posten nun
übernehmen werden: Es sind dies Fran-
cisco José Jiménez Irungaray als Innen-
minister und Emilio Arnoldo Villagrán
Campos als Vizeminister.

Jiménez fungierte als Berater bei
dem Entwurf und der Implementierung
der Generaldirektion des Zivilen Ge-
heimdienstes (DIGICI), die er seit 2007
bis dato geleitet hat. Zwischen 2000 und
2004 war er beim Sekretariat für Strate-
gische Analysen (SAE) tätig als Direk-
tor der Analyseabteilung, als Sonderbe-
rater und schliesslich als Leiter des Se-
kretariats, bevor er im Beratungsrat für
Sicherheitsfragen (CAS) Fachsekretär
war.

Jiménez´ Berufung zum Innenmini-
ster ist von der Zivilgesellschaft wohl-
wollend aufgenommen worden. So kom-
mentiert der Sicherheitsexperte und Po-
litanalyst Sandino Asturias vom Studi-
enzentrum von Guatemala (CEG): "Die
Ernennung von Francisco Jiménez be-
deutet, dass einige positive Prozesse, die
Vinicio Gomez in den Stiel gestossen hat,
weitergeführt werden. Wir betrachten
das als etwas deutlich Positives." Ge-
mäss dem Analysten wird innerhalb der
Regierung ein Machtkampf geführt um
die Kontrolle des Sicherheitsbereichs.
"Die Gruppe von (Carlos) Quintanilla do-
miniert einen guten Teil der Sicherheits-
themen. Es herrscht ein Disput zwischen
dieser Gruppe und denjenigen, die sich
ihm wegen gewisser Kontrollfunktionen
und Geschäfte widersetzen." Nach Mei-
nung von Asturias gibt es Machtgrup-
pen, die bereits gegen die Ernennung
von Vinicio Gómez waren und die jetzt
ihren Nutzen aus dem Tod von Gómez
ziehen könnten. Dabei unterlässt es
Asturias beflissentlich explizit Quinta-
nilla hinter diesen Interessen zu nennen.
Unabhängig davon ist von Francisco
Jiménez die Fortdauer der eingeschlage-
nen Richtung von Gómez zu erwarten
und somit die Neutralisierung jeglichen
"Schachzuges" seitens jener Gruppie-
rungen.

Ähnlich sieht es Edgar Gutiérrez,
ebenfalls ehemaliger Leiter des Sekre-
tariats für Strategische Analysen (SAE):
"Die Berufung von Francisco [Jiménez]
entspricht keiner der traditionellen In-
teressensgruppen oder Gruppen, die
dem Präsidentensitz den Hof machen.

Francisco ist ein integrer Fachmann.
Seine Stärke ist der strategische und
Kriminalgeheimdienst. Seine Schwäche
ist das operative Geschäft. Für ihn wird
es eine Herausforderung sein, die Poli-
zei und deren Alltäglichkeiten zu regie-
ren." Gutierrez streicht vor allem die Er-
fahrung heraus, die Jiménez in der SAE
im Bereich des zivilen Geheimdienstes
gemacht hat: "Jiménez und das Team,
das er hinter sich hat, sind der konkrete
Beweis dafür, dass die Reform der SAE,
die wir 2000 in Angriff genommen ha-
ben, die richtige war. Auch wenn die SAE
ab 2004 zerpflückt und inzwischen völ-
lig umgekrempelt worden ist, bleiben
doch lebende Beweise dafür, dass das,
was wir gemacht haben, in die richtige
Richtung ging: Kapazitäten mit institu-
tionellem Instinkt auszubilden, die so-
wohl der Rechtmässigkeit als auch dem
demokratischen Geist treu sind.

Der neue Vizeinnenminister:
Emilio Arnoldo Villagrán Campos

Die Berufung von Emilio Arnoldo
Villagrán Campos für die Ersetzung von
Edgar Hernández Umaña als Vizeinnen-
minister wird durchaus als Überra-
schung bezeichnet. Villagrán war militan-
tes Mitglied einer der Guerilla-Kader der
Nationalen Revolutionären Einheit
Guatemalas (URNG) während des inter-
nen bewaffneten Konflikts. Anschlies-
send arbeitete er als Politanalyst im in-
zwischen aufgelösten Institut für Poli-
tische, Wirtschaftliche und soziale Stu-
dien (IPES).  - IPES wurde Ende der 90er
Jahre von dem ehemaligen Guerilla-An-
führer Arnoldo Noriega (2002 verurteilt
zu zunächst 20, schliesslich zu acht Jah-
ren Haft wegen sexuellen Missbrauchs
an seiner Adoptivtochter) gegründet als
Analyse-Institut, aber auch zur Unter-
stützung der URNG-RepräsentantInnen
vor der Begleitkommission zur Verhand-
lung der Friedensverträge. Zeitweilig galt
das IPES als Denkfabrik der Linken,
scheiterte jedoch schliesslich als Norie-
ga verurteilt wurde, aber auch wegen
Streitigkeiten innerhalb der URNG.
Schliessslich startete Enrique Álvarez,
ehemaliger Mitarbeiter von Noriega im
IPES und bis dieser Tage Mitglied im
Beratungsrat für Sicherheitsfragen
(CAS), gemeinsam mit Otto Zeissig, der
unter der Regierung Berger stellvertre-
tender Sekretär der SAE war, den Ver-
such mit dem täglichen Analyse- und
Nachrichtendienst Incidencia Demo-
crática (IDEM), für den auch Villagrán
tätig war. Ausserdem war Villagrán be-
teiligt an der Formulierung der Verteidi-
gungspolitik und dem Weissbuch von
Guatemala, der Militärdoktrin sowie dem

Verteidigungsgesetz und der Verteidi-
gungspolitik als Staatspolitik. Gleich-
wohl ist er wenig bekannt. Allein Car-
men Rosa de León Escribano, Direkto-
rin des Instituts für die Erziehung für
eine nachhaltige Entwicklung (IEPA-
DES) und des CAS äussert sich zu Vil-
lagráns Ernennung: "Emilio war eine
Überraschung. Wir kennen ihn mehr im
Zusammenhang mit dem Thema der Ver-
teidigung als in Sachen Innerer Sicher-
heit. Wir sehen seine Berufung nicht un-
gern, aber sie erscheint uns doch etwas
verwunderlich."

Erste Amtsvorgänge
Zwei Tage nach der Vereidigung auf

seinen neuen Posten kündigte Innenmi-
nister Jiménez eine Reihe von Entlassun-
gen von Funktionären in seinem Res-
sort und die Neubesetzung der Stellen
an. Darunter befinden sich der Berater
in Sachen Geiselnahmen, Alfredo Rua-
no, der Vizeminister, der zuständig ist für
die Kommunale Unterstützung, Raúl
Arandi Ramírez, sowie der Sprecher des
Ministeriums, Ricardo Gatica Trejo. Car-
los Ovidio Rodas, Vizeminister zur Un-
terstützung des Justizsektors und Mit-
glied des Kreises vom verstorbenen
Minister Gómez, bleibt im Amt.

Die Entlassung von Ruano und
Arnadi ist insofern bedeutsam, als dass
beide zum Kreise des Sekretärs für Ver-
waltungs- und Sicherheitsangelegen-
heiten (SAAS), Carlos Quintanilla, ge-
hören und von diesem empfohlen wor-
den sind. Diesem wiederum wird ein un-
sachgemässer Einfluss auf die Beset-
zung von Posten im Bereich Innere Si-
cherheit nachgesagt.

Oberstleutnant Gilberto Alfredo
Ruano Tejada wurde als Nachfolger von
Víctor Rivera ernannt, der wenige Tage
nach Bekanntgabe seiner Entlassung
aus dem Staatsdienst ermordet wurde,
wobei diese Entscheidung in ihrem Mo-
ment bereits sehr kontrovers diskutiert
und vor allem von Menschenrechtsor-
ganisationen kritisiert wurde (¡Fijáte!
408). Ruano war von 1988 bis 1994 Spe-
zialist im ehemaligen Präsidialen Gene-
ralstab (EMP) unter den militärischen
Geheimdienstchefs Edgar Godoy Gaitán,
Francisco Ortega Menaldo und Otto
Pérez Molina. Ausserdem ist Ruano Ver-
walter und rechtlicher Vertreter zweier
Sicherheitsfirmen, die unter anderem für
bekannte und mächtige Unternehmen
wie Cementos Progreso tätig sind. Die-
se Firma führt seit einiger Zeit heftige
Auseinandersetzungen mit den Einwoh-
nerInnen von San Juan Sacatepéquez,

                         Fortsetzung auf S. 4
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die sich der Inbetriebnahme einer Ze-
mentfabrik von Cementos Progreso wi-
dersetzt. (¡Fijáte! 413) Marco Tulio Aré-
valo Arévalo, der Arandi Ramírez erset-
zen wird, und Ariel Godínez als Ersatz
von Ruano, gehörten im Gegensatz zu
ihren Vorgängern nicht zu Quintanillas
Leuten, sondern arbeiteten in der SAE
unter Edgar Gutiérrez, genauso wie der
jetzige Innenminister Jiménez, der Gutiér-
rez SAE-Leitungsposten übernahm, als
dieser unter Alfonso Portillo zum Aus-
senminister ernannt wurde.´

Nach der Absetzung von Ruano
und Arandi bleibt nun abzuwarten, ob
dies tatsächlich zu einer Schwächung
der Macht von Quintanilla führt. Ohne
Zweifel bleibt die Frage, wie dieser auf
die von Jiménez durchgesetzten Verän-
derungen antworten wird und bis zu
welchem Punkt er als politischer Akteur
mit einem nicht zu unterschätzenden
Einfluss auf die Exekutive neutralisiert
wird. Und es geht noch weiter: Es hängt
die Idee in der Luft, dass es noch mehr
Wechsel geben wird, vor allem von Fi-
guren in seiner Nähe.

Die Macht des Carlos Quintanilla
Die Myrna Mack-Stiftung stellt

fest, dass "Carlos Quintanilla, Sicher-
heitsunternehmer und aktueller Leiter
des Sekretariats für Verwaltungs- und
Sicherheitsangelegenheiten der Präsi-
dentschaft der Republik (SAAS) dazu
neigt, die Machtachse der aktuellen Ad-
ministration in Sachen Sicherheit zu
sein." Seit Álvaro Coloms Amtsantritt
wurde das Einmischen von Quintanilla
in Themen der Sicherheit in Frage ge-
stellt, die dem Innenministerium oder
dem der Verteidigung obliegen. Er ist ei-
ner von Coloms Financiers der Wahl-
kampagne und als Leiter der SAAS zu-
ständig für die Verwaltung der Casa Pre-
sidencial, die Reisen des Präsidenten
sowie für die 700 AgentInnen der SAAS
und die 400 der Präsidentengarde.

Quintanilla wird eine massgebliche
Rolle zugeschrieben in der fragwürdigen
Berufung von Militärs im staatlichen Si-
cherheitssektor. So forderte er die Ent-
lassung von Víctor Rivera als Berater des
Innenministeriums für Geiselnahmen und
die Ernennung von Alfredo Ruano Teja-
da als dessen Nachfolger, er setzte Gu-
stavo Solano auf den Chefsessel der
SAE und hievte seinen Freund und So-
zius Édgar Hernández auf den Posten
des Vizeinnenministers, der bei dem
Hubschrauberunglück neben Vinicio
Gómez ums Leben kam, sowie Marco
Tulio García Franco auf den Posten des
Verteidigungsministers und als Finanz-
direktor des Militärs protegierte Quinta-
nilla Luis Ronaldo Cámbara.

Fortsetzung von S. 3

Guatemala, 20. Juli. Zwei Vorfälle
haben in der letzten Zeit dazu geführt,
dass der Mord an den drei salvadoriani-
schen Abgeordneten des Zentralame-
rikanischen Parlaments (PARLACEN)
und ihrem Chauffeur am 19. Februar 2007
sowie der anschliessende Mord an den
vier des genannten Mehrfachmordes
verdächtigen Polizeibeamten im Hoch-
sicherheitsgefängnis El Boquerón jetzt
wieder in die Schlagzeilen geraten sind.
Am 14. Juli wurde Juan Carlos Martínez
Gutiérrez von Unbekannten auf seinem
Weg zur Arbeit in den frühen Morgen-
stunden erschossen. Martínez war As-
sistent der Staatsanwaltschaft und mit
mehreren Ermittlungen von Fällen be-
traut, die sich um den PARLACEN-Mord
zusammengefügt haben: der Mord an
Regierungsberater Víctor Rivera im April
diesen Jahres, der Fall des Gemeindera-
tes von Jutiapa, der den im Zusammen-
hang mit dem PARLACEN-Fall gesuch-
ten ehemaligen Kongressabgeordneten
"Manolito" Castillo rechtswidrig und
geheim ins Bürgermeisteramt gesetzt hat,
und ausserdem verfolgte Martínez den
Fall der Jugendbandenmitglieder, die des
Mordes an den wegen des PARLACEN-
Mordes inhaftierten Polizeibeamten an-
geklagt worden waren.

Das zweite Ereignis war die Über-
gabe von Videos und Aufnahmen an die
Staatsanwaltschaft durch Enrique Castil-
lo Medrano, Bruder des erwähnten "Ma-
nolito", einen Tag nach dem Mord an
Martínez. Dieses Material beinhaltet
angeblich Beweise hinsichtlich der Be-
teiligung einiger verdächtiger Personen
an dem Mord im Februar 2007.

Die Ermordung von Martínez reiht
sich in eine Serie von Morden an Perso-
nen, die in die PARLACEN-Ermittlungen
involviert waren. Erst dem an Víctor Rive-
ra und Ende Juni an den Brüdern José
Luis und Henry Danilo Benítez Barrios.
Diese beiden gehörten vor einiger Zeit
zu einem Spezialkommando der Natio-
nalen Zivilpolizei (PNC), jetzt arbeite-
ten sie für die US-amerikanische Drogen-
behörde DEA. Im März 2007 überlebten
sie ein Attentat, als sie sich wie im Mo-
ment ihres Mordes gemeinsam im Auto
befanden, dieses Mal wurden sie an ei-
ner Tankstelle in der Hauptstadt unter
tödlichen Beschuss genommen.

Bevor die Brüder Benítez Barrios
von der DEA rekrutiert wurden, war von
ihnen im letzten Jahr das erste Mal öf-
fentlich die Rede wegen ihrer finsteren
Rolle, die sie in der PNC gespielt haben.
Unter anderem waren die beiden identi-
fiziert worden, die als ehrenamtliche Be-
rater in Sachen Geheimdienst und Ge-
genspionage seit August 2006 vom da-

Ein neues PARLACEN-Kapitel
maligen Polizeichefs Erwin Sperisen en-
gagiert worden waren, als sie, ohne Mit-
glieder der PNC zu sein, vermummt und
schwerstbewaffnet bei dem Sturm auf
das Gefängnis Pavón im September 2006
teilnahmen, bei dem sieben mutmassli-
che kolumbianische Schwerverbrecher
getötet worden waren. Der ¡Fijáte! be-
richtete. Und das Menschenrechtspro-
kurat stellte anschliessend fest, dass es
zu Menschenrechtsverletzungen und
aussergerichtlichen Hinrichtungen ge-
kommen sei. Nach Zeugenaussagen sei-
en diese von den Brüdern durchgeführt
worden. Zwei Tage nach Veröffentli-
chung dieser Ermittlungsergebnisse
durch die Tageszeitung elPeriódico kam
es zu dem ersten Mordversuch an den
Brüdern. Nichtsdestotrotz waren José
Luis und Henry Danilo Benítez Barrios
beteiligt an den Ermittlungen im Mord
an den PARLACEN-Abgeordneten.

Juan Carlos Martínez Gutiérrez hatte
sich an jenem Montagmorgen deutlich
früher als gewöhnlich auf den Weg von
seinem Wohnort El Guayabo, Oratorio,
Santa Rosa, in die Hauptstadt gemacht.
ZeugInnen sagen aus, dass sie am Tag
zuvor das Auto, das von den sechs Un-
bekannten gefahren wurde, als sie Mar-
tínez erschossen, gesehen hätten, wie
es um dessen Wohnhaus herumgefah-
ren sei. Es liegt die Vermutung nahe, dass
es sich um Auftragsmörder handelte.

Der Assistent der Staatsanwalt-
schaft war auf dem Weg zu einem Tref-
fen mit seinem Chef, dem Staatsanwalt
für Tötungsdelikte, Álvaro Matus, um
über den Freispruch der 13 Bandenmit-
glieder zu sprechen, die angeklagt wa-
ren, die vier Kriminalpolizeibeamten im
Gefängnis El Boquerón am 25. Februar
2007 getötet zu haben. Eine Hypothese
lautete, die vier seien bei einem Aufstand
im Gefängnis umgebracht worden. Die
Bandenmitglieder wurden am vergange-
nen 10. Mai freigesprochen, da das Ge-
richt die vorgelegten Beweise für unzu-
reichend erachtete, um die Taten den
Angeklagten nachzuweisen.

Dieses Urteil war insofern bedeut-
sam, als diese offizielle Version der Vor-
kommnisse von Anfang an in Frage ge-
stellt worden war. Während die Gefäng-
nisautoritäten behaupteten, die inhaf-
tierten Bandenmitglieder hätten den
Aufstand organisiert aus Angst vor So-
zialer Säuberung im Inneren der Haftan-
stalt, versicherten Inhaftierte und Fami-
lienangehörige, die zu Besuch waren,
dass die Wärter sie kurz vor Ende der
Besuchszeit hinausschafften mit dem
Argument, dass eine Routinedurchsu-

                         Fortsetzung auf S. 5
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wendung eines Musters zur Garantie der
Straflosigkeit erkennen, das bekannt ist
von den Morden an hochrangigen Men-
schenrechtsaktivistInnen."

 Unter dem vermeintlichen Beweis-
material befindet sich unter anderem ein
Video, auf dem der ehemalige stellver-
tretende Polizeidirektor Javier Figueroa,
der seit kurz nach dem PARLACEN-Fall
flüchtig ist, und der ehemalige Direktor
der Kriminalpolizei DINC, Victor Soto, zu
sehen sind, wie sie mit einem Polizei-
agenten sprechen, der nur mit dem Nach-
namen Virula identifiziert wird. Die drei
reden über einen mutmasslichen Drogen-
"tumbe" (Drogenraub) und die Demon-
tage des Fahrzeuges, in dem die vier
Salvadorianer zum Tatzeitpunkt unter-
wegs waren.

In einer anderen Audioaufnahme
stellt Figueroa die Kommunikation in
Frage, die sein telefonischer Gesprächs-
partner mit López Arreaga gehabt habe,
einem der vier inhaftierten und schlies-

Fortsetzung von S. 4

chung stattfände. Kurz darauf hörte man
Schüsse im Inneren des Knastes. Zeu-
gInnen bestätigten ein Fahrzeug mit ver-
mummten Personen hineinfahren gese-
hen zu haben.

Seit zwei Monaten hat Martínez
Drohungen erhalten wegen seiner Er-
mittlungen im Fall der Mitglieder des
Gemeinderates von Jutiapa. Somit ten-
diert die Staatsanwaltschaft derzeit mit
ihren Hypothesen in diese Richtung .

Angesichts der Tatsache, dass alle
vier Ermordeten an den Untersuchun-
gen des PARLACEN-Falls beteiligt wa-
ren, vermutet Iduvina Hernández, Direk-
torin der Menschenrechtsorganisation
Sicherheit in Demokratie (SEDEM) ge-
genüber Inforpress: "Es wird eine Säu-
berung des Terrains um die Personen
herum durchgeführt, die tatsächlich ver-
antwortlich sind für den Mord an den
Abgeordneten. Dabei kann man die An-

slich ermordeten DINC-Agenten. Ein
weiteres Video wirft den Verdacht auf,
dass die USA in irgendeiner Form in den
Fall verwickelt ist. Es zeigt Raymond
Campos von der Antidrogenabteilung
(NAS) der US-amerikanischen Bot-
schaft, den im Juni ermordeten José Luis
Benitez und Fernando Papini, einen An-
gestellten der salvadorianischen
Botschaft in Guatemala.

In Anbetracht des Materials ist der
Politanalyst Edgar Gutiérrez der Ansicht:
"Über alle Spekulationen hinaus ist es
gesichert, dass das, was Castillo Medra-
no vorlegt, die höchsten Autoritäten der
Regierung unter Führung des ehemali-
gen Innenministers Carlos Vielmann bis
Februar 2007 mit hineinzieht. Verwickelt
sind auch externe Agenten und halb-
wichtige Funktionäre des Innenressorts.
Das bedeutet, dass Minister Francisco
Jiménez viele Dinge in seinem Amt über-
prüfen muss, um sich aus der Trance zu
befreien, in der das Ressort steckt."

Guatemala, 27. Juli. Genaue Zah-
len über Tote und Vermisste, sowie be-
schädigte und auch völlig zerstörte
Wohnhäuser gibt es noch nicht, doch
sind mehr als die Hälfte aller Departe-
ments stark betroffen von den anhalten-
den und starken Regenfällen, die seit
Ende Mai an der Tagesordnung sind
(¡Fijáte! 411). Zahlreiche Flüsse sind
über die Ufer getreten und haben Dut-
zende von Wohnhäusern, Brücken und
Personen mit sich gerissen. Viele Berg-
hänge sind inzwischen vollgesogen mit
Wasser, so dass die Gefahr von Erdrut-
schen gross ist. Hunderte von Dörfern
sind abgeschnitten von jeglicher Versor-
gung und Kommunikation. Nicht in-
stand gehaltene Dränagen und der bei-
nahe unkontrollierte Holzschlag führen
zur Risikoerhöhung, nicht zu reden von
allein in der Hauptstadt 150 von 450 An-
siedlungen in gefährdeten Gebieten. So
sind auf der zentralen Müllhalde in der
hauptstädtischen Zone 3 innerhalb von
35 Tagen bei zwei Erdrutschen 10 Men-
schen getötet worden, 27 gelten noch
als vermisst.

Die staatliche Koordinationsstel-
le zur Katastrophenvorsorge (CON-
RED) kommt kaum mit den Aufräumar-
beiten auf verschütteten Strassen hin-
terher. Zudem wurden just jetzt rund 80%
der laufenden Strassenbauarbeiten ge-
stoppt, da das zuständige Strassenbau-
amt COVIAL tief in Schulden gegenüber
unter Vertrag genommenen Firmen
steckt.

Gerade hat das Erziehungsministe-
rium bekannt gegeben, dass der Winter
die prekäre Situation von mindestens

161 Schulgebäuden zugespitzt hat, die
dringend einer Reparatur bedürfen. An
anderen Orten dienen die Schulen wie
während des Tropensturms Stan im Ok-
tober 2005 als Notunterkünfte für eva-
kuierte Familien und Personen. Bereits
seit Juni wird es den Lehrenden über-
lassen, an Ort und Stelle zu entschei-
den, ob der Unterricht stattfindet oder
nicht.

Präsident Colom hat zwar die gelbe
Alarmstufe ausgerufen, die zum einen
eine erhöhte Aufmerksamkeit der Auto-
ritäten zusichern, zum anderen durch

Aufhebung von normalerweise gelten-
den Ausschreibungsverpflichtungen
von staatlichen Baumassnahmen, den
Wiederaufbau beschleunigen soll. Doch
laut entsprechender Nachrichten in der
Presse warten die meisten Betroffenen
trotz gross angekündigter Hilfe zum Teil
bereits wochenlang auf Unterstützung.

Die derzeit gemessenen Wasser-
massen wurden in den letzten Jahren
eher im September registriert.

Und im Moment ist nicht abzuse-
hen, bis wann die Regenzeit in dieser
Form anhalten wird.

Der Regen hält an und sorgt für Zerstörung

Guatemala, 25. Juli. Die Furcht ei-
niger Militärs habe den Deklassifizie-
rungsprozess der Militärarchive zur Be-
weisaufnahme bezüglich der während
des internen bewaffneten Konflikts be-
gangenen Menschenrechtsverletzun-
gen lahmgelegt, informierte der zustän-
dige Friedenssekretär Orlando Blanco.
Man habe rund 300 Meter aneinander-
gereihte Dokumente gefunden, die der-
zeit in einer Militäreinrichtung gelagert
sind. Doch noch kenne man ihren Inhalt
nicht, da einige Militärs immer wieder mit
mangelnder Terminkoordination argu-
mentieren, um den zugeteilten Arbeits-
teams des Friedenssekretariats (SE-
PAZ) den Zutritt zu verwehren. "Auch
wenn sie es nicht offen zugeben,
herrscht doch eine gewissen Oppositi-
on von einigen Militärs, die Angst ha-
ben, dass die in den Akten befindlichen
Informationen bekannt würden", so

Blanco. Die Deklassifizierung der Archi-
ve wurde am 25. Februar von Präsident
Colom angeordnet. Deren Veröffentli-
chung soll der Wahrheitsfindung dienen.
Blanco erwartet zwar, dass viele wesent-
liche Dokumente bereits zerstört wur-
den, gleichwohl könne das Militär mit-
tels der Archive selbst sein Image säu-
bern. Die Befugnis der Bekanntgabe des
Archivinhalts läge derweil beim Präsi-
denten, dem Generalkommandanten der
Armee. "Wir machen nur die technische
und analytische Arbeit und übergeben
ihm dann unseren Bericht", erklärt Blan-
co. Die LeiterInnen von Menschen-
rechtsorganisationen sind der Ansicht,
dass die Militärarchive "wertvolle Infor-
mation" beinhalten, um die "Kriegslo-
gik" zu verstehen und die Argumente
der Armee zu erfahren, Tausende von
Personen während des Konfliktes ver-
nichtet zu haben.

Militärarchive blockiert
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Die Meinungsmacher im Dienste
der Korporationen und der lokalen Olig-
archie geben sich sehr besorgt über den
hartnäckigen Widerstand von immer
mehr indigenen Gemeinden gegen die
"Entwicklungsvorschläge", die ihnen
vom Norden oder von mächtigen loka-
len Unternehmen gemacht werden. Der-
weil die "sozialdemokratische" Regie-
rung von Álvaro Colom (so wie der Wolf
im Märchen vom Rotkäppchen) nicht
länger ihre Stosszähne verbergen kann:
Sie zögert nicht, Repression anzuwen-
den und tausende von PolizistInnen und
Soldaten in die Dörfer zu schicken, wenn
sich die Bevölkerung den Interessen des
lokalen oder transnationalen Kapitals
entgegenstellt.

So geschehen in San Juan Sacate-
péquez. Die dortigen Gemeinden sind
von einer sich im Bau befindenden  Ze-
mentfabrik betroffen. Um sich gegen das
Vorhaben des Monopolisten im Zement-
sektor, Cemento Progreso, zu wehren,
griffen sie auf ihr im Gemeindegesetz
verankertes Recht zurück und führten
Volksabstimmungen durch. Obwohl die
Mehrheit der BürgerInnen gegen die
Zementfabrik stimmte, machte die Regie-
rung gemeinsame Sache mit dem Unter-
nehmen, das mit dem Bau der Installa-
tionen weiterfuhr. Um die vom Volk aus-
gedrückte Unzufriedenheit zu unter-
drücken, schickte die Regierung dreitau-
send PolizistInnen und Militärangehö-
rige und verhängte den Notstand. Da-
mit wurden einige BürgerInnenrechte
eingeschränkt, unter anderem das Ver-
sammlungs- und Demonstrationsrecht.
Bevor der Notstand in Kraft trat, wur-
den auf illegale Weise 43 Personen fest-
genommen, die nichts anderes taten als
ihre Unzufriedenheit über das Zement-
werk auszudrücken.

In Guatemala ist die Liste der Über-
griffe lang, die im Namen einer eigen-
tümlichen Weise, den Fortschritt zu ver-
stehen, begangen werden. Fortschritt
heisst zum Beispiel, dass die Unterneh-
men ungefähr 99% des Gewinns abfüh-
ren und den Gemeinden und der Bevöl-
kerung gravierende ökologische und
kulturelle und manchmal auch gesund-
heitliche Schäden zurücklassen. Im Ge-
genzug offerieren sie im besten Fall ein
paar Monate lang eine schlecht bezahl-
te Arbeit unter erniedrigenden Bedin-
gungen.

Neben Nachrichten dieser Art be-
schäftigte sich die guatemaltekische

Wem nützt die ganze Scheinheiligkeit?

¡Híjole...! Die monatliche Kolumne von Fernando Suazo

Presse in diesem Monat mit der Ableh-
nung der von der Europäischen Union
dekretierten Richtlinie für die Abschie-
bung von MigrantInnen. Die Meinungs-
macherInnen kritisierten den Rassismus
der europäischen Regierungen und war-
fen ihnen mangelndes Erinnerungsver-
mögen vor, da sie offenbar die Zeiten
vergessen haben, als die EuropäerInnen
aus unterschiedlichen Interessen oder
Gründen nach Lateinamerika auswan-
derten, angefangen bei den Geschäfte-
machern der Eroberung bis zu den
Flüchtlingen, die im letzten Jahrhundert
durch die politische Situation aus ihren
Herkunftsländern vertrieben wurden. Sie
alle wurden herzlich aufgenommen, wa-
ren in Lateinamerika erfolgreich und vie-
le von ihnen wurden hier mächtige Un-
ternehmer.

Europa wird zu Recht Rassismus
und mangelndes Erinnerungsvermögen
vorgeworfen. Gleichzeitig werden hier-
zulande aber der Rassismus gegenüber
der indigenen Bevölkerung und ihr
Wunsch nach Erinnerung ignoriert.
Welche guatemaltekische Regierungsin-
stitution ist frei von Rassismus? Waren
es nicht die indigenen Gemeinden, die
auf ihren Schultern jegliche Güter des
Exportes getragen haben, und zwar seit
Guatemala existiert? Was ist mit dieser
Erinnerung geschehen?

Ich freue mich über die Einstimmig-
keit (für ein Mal) der lateinamerikani-
schen Staatschefs bezüglich der Ableh-
nung der Richtlinie für die Abschiebung
von MigrantInnen. Ich applaudiere den
schneidenden Antworten eines Hugo
Chávez, der eine "Abschieberichtlinie
für europäische Investitionen" vor-
schlug, oder eines Rafael Correa, der sich
überlegt, den Dialog mit Europa abzu-
brechen, denn es sei "nicht möglich,
immer nur von Geschäften zu sprechen
und in Sachen Menschenrechte beide
Augen zuzudrücken".

Doch ich bin sprachlos gegenüber
der Scheinheiligkeit der guatemalteki-
schen Regierung, wenn es darum geht,
die Campesino-Gemeinden und ihre
Führungspersonen als Delinquenten zu
behandeln, oder darum, die nationalen
Ressourcen, die Menschenrechte oder
unsere Umwelt gegenüber nationalen
oder ausländischen Plünderern zu "ver-
teidigen".

Es hiess in den Medien, die guate-
maltekische Armee sei in Friedenszeiten

ohne definierte Aufgabe. Der Militärana-
lyst Pedro Trujillo sagte, dass "niemand,
nicht einmal der Präsident, der Armee
sagen kann, was sie zu tun hat". Aber
vorläufig dient sie noch dazu, die Bäue-
rInnen zu bekämpfen, die ihr Land und
ihre Lebensgrundlage gegen die natio-
nalen und ausländischen Invasoren ver-
teidigen.

Zweifellos heisst es in der guate-
maltekischen Verfassung, dass das Mi-
litär eine Institution sei, deren Aufgabe
es ist, die Unabhängigkeit, die Souverä-
nität und die Ehre Guatemalas zu vertei-
digen, ebenso die Integrität des Territo-
riums, den Frieden sowie die innere und
äussere Sicherheit (Artikel 244).

Apropos nationale Unabhängig-
keit: Weshalb setzen sich die USA auf
unser Land und mischen sich in unsere
Angelegenheiten? Was haben wir da-
von, sind sie doch die grössten Drogen-
konsumentInnen des Planeten? Wes-
halb beschäftigen sie sich nicht mit der
Drogenkontrolle in ihrem Land?

Apropos Souveränität: Gilt sie
nicht, wenn es um Ernährung geht? Wer
kontrolliert die Korporationen, die uns
ihr Saatgut, ihren chemischen Dünger
und ihre Landwirtschaftspolitik aufdrän-
gen? Weshalb befragt man die guate-
maltekische Bevölkerung nicht zu ihrer
Meinung, wenn es darum geht, entwe-
der Autos mit Biosprit oder Leute mit
Tortillas zu ernähren?

Und apropos territoriale Integrität:
Sind die Schätze unseres Bodens nicht
Teil des nationalen Territoriums? Und
unsere Biodiversität? Und unsere Was-
servorkommen?

Diejenigen, welche die Unabhän-
gigkeit, die Souveränität, die Ehre und
die territoriale Integrität verteidigen, was
genau verteidigen sie? Oder sitzen sie
einfach da und betrachten das Meer, so
wie in vergangenen Jahrhunderten auf
der Burg San Felipe, von wo aus man
den Piraten aus der Karibik den Durch-
gang verweigern wollte? Sind nicht die
transnationalen Unternehmen so etwas
wie die neuen Piraten, die unsere Schät-
ze ausbeuten wollen? Sind die imperia-
len Drohungen tatsächlich mit der Un-
abhängigkeitserklärung von Spanien im
19. Jahrhundert verschwunden?

Wem nützt diese ganze Scheinhei-
ligkeit?


